
Unverändert ist zu beobachten, dass älte-
re Kunden im klassischen Finanzver-
trieb Vermögensanlagen empfohlen be-
kommen, die gar nicht mehr zu ihrer Le-
benssituation und Risikoneigung passen.
Grund dafür ist vor allem der Ertrags-
druck bei den Beratern. Die Entschei-
dung für oder gegen eine Umschichtung
des Aktienfonds in eine konservative,
festverzinsliche Geldanlage muss im Rah-
men einer ganzheitlichen Vermögensbe-
ratung beantwortet werden.

Wird das derzeit im Aktienfonds inves-
tierte Geld tatsächlich benötigt? Mit wel-
cher Wahrscheinlichkeit und zu voraus-
sichtlich welchem Zeitpunkt? Wie hoch
ist der bisher eingetretene Kursverlust
im Verhältnis zu Anschaffungswert und
Gesamtvermögen? Eine professionelle,
individuelle und vor allem unabhängige
Beratung liefert zu den Antworten die
passende Entscheidung.

Grundsätzlich gilt: Man sollte per se
nicht davor zurückschrecken, einen ge-
wissen Kursverlust zu Gunsten einer kon-
servativen Umschichtung in Kauf zu neh-
men. Die wieder – wenngleich aus unse-
rer Sicht nur kurzzeitig – angezogenen
Aktienkurse sprechen sicher für diesen
Ansatz. Das Geld sollte dann nur kurz-
oder mittelfristig in Anlagen ohne jedes
Kursrisiko und mit möglichst hoher Fle-
xibilität angelegt werden. Auch ein Teil-
verkauf kann sinnvoll sein.

Doch Vorsicht: Sollte das Geld auf-
grund anderer vorhandener Vermögens-
werte eigentlich nicht benötigt werden,
so kann die Fortführung des Aktienin-
vestments nicht nur im Hinblick auf eine
höhere Ertragschance durch spätere
Kursgewinne, sondern auch unter steuer-
lichen Gesichtspunkten sehr wohl sinn-
voll sein. Bei einer Vererbung des beste-
henden Depots bleiben die entstehenden
Kursgewinne – den ursprünglichen Er-
werb des Aktienfonds vor dem 1. Januar
2009 vorausgesetzt – nämlich abgeltungs-
steuerfrei.

Im Ergebnis ist wichtig, dass sich Ihre
Tante oder deren betreuende Person mit
der konkreten Umschichtungsentschei-
dung wohlfühlt. Ihre individuelle Vermö-
genssituation kennt nämlich niemand
besser – auch nicht ihr Berater.
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Von Hans Leyendecker

München – Wenn Politiker auf Zeit spie-
len wollen, gründen sie eine Kommis-
sion. Kritische Nachfrager werden dann
mit dem Hinweis vertröstet, das Ergeb-
nis des außerordentlich sachkundigen
Gremiums müsse erst einmal abgewartet
werden. Das kann dauern. Wenn Wirt-
schaftsführer unter Druck geraten, schal-
ten sie gern die Strafverfolger ein, um un-
ter Verweis auf laufende Verfahren lästi-
ge Fragen nicht mehr beantworten zu
müssen.

Ende Januar überließ der vor ein paar
Wochen zurückgetretene Bahn-Chef
Hartmut Mehdorn der Berliner Staatsan-
waltschaft Unterlagen zur Prüfung, um
„eine Versachlichung der Debatte und ei-
ne Besinnung auf die Fakten“ zu errei-
chen. Der „unverantwortlichen Skanda-
lierung“ werde „durch das Einschalten
der Staatsanwaltschaft der Boden entzo-
gen“, sagte Mehdorn. Jegliches Pathos
war unangebracht. Strafverfolger der
Berliner Behörde schauten in die von der
Bahn überreichten Kartons und waren
ziemlich verblüfft über das abgelieferte
„unsortierte Konvolut von Unterlagen“
(Staatsanwaltschaft Berlin). Die Behör-
de ließ die Unterlagen prompt wieder ab-
holen. Ein Ermittler gab der Bahn noch
schriftlich den Hinweis, die Behörde wol-
le weder als „Sachverständiger noch als
Überprüfungsinstanz der Konzernrevisi-
on“ tätig werden. „Mangels Prüfung“
könne keine Aussage über das „Vorlie-
gen oder Nichtvorliegen etwaiger Straf-
taten“ gemacht werden.

Nachdem die Bahn dann doch nachge-
liefert hatte, vergab die Staatsanwalt-
schaft immerhin ein Aktenzeichen. Die
Ermittler haben den Anfangsverdacht,
dass zwei Bahn-Beschäftigte einen bis-
lang nicht bekannten Amtsträger mit
kleinen Summen von jeweils rund hun-
dert Euro bestochen haben, um im Schie-
nenersatzverkehr das günstigste Busun-
ternehmen zu finden. Ein Bonsai-Verfah-
ren. Nun wartet die Behörde auf neues,
diesmal gewichtiges, Material. Die Bahn-
Führung um den neuen Chef Rüdiger
Grube wird in den nächsten Tagen der
Berliner Strafverfolgungsbehörde die
umfangreichen Berichte der Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft KPMG und der

Sonderermittler Herta Däubler-Gmelin
und Gerhart Baum zur Sichtung überrei-
chen. Auch der Bundesbeauftragte für
den Datenschutz und der Berliner Beauf-
tragte für Datenschutz und Informations-
freiheit erhalten die Berichte. Vor allem
die Kanzleien der früheren Bundesminis-
ter Däubler und Baum haben für Ermitt-
ler schon tüchtig vorgearbeitet. In ihrem
204 Seiten dicken Bericht finden sich auf
vielen Seiten Hinweise auf Rechtsverstö-
ße und zahlreiche Anhaltspunkte für
strafrechtliche Ermittlungen. Die Palet-

te der möglicherweise strafbewehrten
Verstöße reicht vom Datenschutzrecht
über das Strafrecht bis hin zum Betriebs-
verfassungsrecht. Allerdings gibt sie
nicht das ganze Ausmaß der Überwa-
chungs- und Sammelwut im letzten gro-
ßen Staatsunternehmen wieder, in dem
Beschäftigte zum Objekt der Paranoia ei-
niger Oberer geworden waren. Das Miss-
verhältnis zwischen Taten und drohen-
den Strafen hängt damit zusammen, dass
viele der Vorgänge mittlerweile verjährt
sind. Dennoch wird die Staatsanwalt-

schaft vermutlich tüchtig Aktenzeichen
vergeben.

Ins Visier werden vor allem die
Schnüffler der mittleren Ebene geraten,
die Oberen scheinen raus zu sein. „Viele
Verantwortliche der Deutschen Bahn
AG gaben in Interviews und Gesprächen
an, sie hätten weder Kenntnis von recht-
lich vorwerfbaren Handlungen, noch
von Gesetzesverstößen gehabt“, schrei-
ben Däubler und Baum. „Selbst wenn
diese Einlassungen zu Zweifeln Anlass
geben mögen“, bleibe doch „die aktien-
rechtliche Verantwortlichkeit beste-
hen“. Die Sonderermittler empfahlen
deshalb dem Aufsichtsrat, die „mögliche
aktienrechtliche Verantwortlichkeit der
Geschäftsführungsorgane unter ande-
rem wegen Vernachlässigung der Pflicht
zur Gewährleistung von Rechtskonformi-
tät“ zu prüfen. Gegen Mehdorn und seine
Mitarbeiter solle zivilrechtlich vorgegan-
gen werden. Bahn-Aufsichtsratschef
Werner Müller hat zwar vorige Woche er-
klärt, es gebe keinen Anlass, das alte Ma-
nagement in Regress zu nehmen, aber
mancher Aufsichtsrat hat dies so verstan-
den, dass derart der freiwillige Abgang
von vier Bahn-Vorständen sowie einiger
Bereichsleiter erleichtert werden soll-
te. Der Verzicht auf Schadenersatzforde-
rungen muss nicht endgültig sein. Manch-
mal ergibt sich bei weiterer Prüfung der
Unterlagen eine neue Lage.

München – Der Düsseldorfer Anwalt Mi-
chael Hoffmann-Becking ist einer der re-
nommiertesten Juristen der Republik.
Auch im Verfahren gegen die früheren Te-
lekom-Spitzen Klaus Zumwinkel und
Kai-Uwe Ricke spielt der Professor, der
intern nur „HB“ genannt wird, eine Rol-
le, und der Spiegel hat ihn jetzt öffent-
lich auf die Bühne gestellt. Das Magazin
zitiert HB, der Ricke und Zumwinkel be-
raten hatte, mit dem Satz, er habe 2005
bei Ricke und Zumwinkel kein „irgend-
wie geartetes Unrechtsbewusstsein über
die Erhebung der Telefonverbindungsda-
ten“ erkennen können. Hoffmann-Be-
cking mag sich über die Auslegung der
beiden Aussagen, die er vor der Bonner
Staatsanwaltschaft gemacht hat, nicht

äußern. Er halte sich an die „Schweige-
pflicht“, sagte er der Süddeutschen Zei-
tung: „Dabei muss ich in Kauf nehmen,
dass ich falsche Darstellungen nicht rich-
tig stellen kann“.

Er hat glücklicherweise Notizen aus
den wilden Tagen des Jahres aufbe-
wahrt, als die Spitzen des Hauses einen
Verräter suchten. HB war damals Bera-
ter von Zumwinkel und Ricke und ließ
sich von einem der Hauptakteure der
Konzernsicherheit dessen Vorgehenswei-
se erklären. Seinen Angaben zufolge hat
er am 7. Oktober 2005 mit Zumwinkel
und dessen damaligem Zentralbereichs-
leiter des Konzernbüros über die Aus-
spähaktion gesprochen: „Einer meiner
beiden Gesprächspartner bemerkte, die

Zulässigkeit der Datenspeicherung sei
unklar. Die Frage blieb offen und wurde
nicht vertieft“.

Am 19. Oktober 2005 habe er Zumwin-
kel und Ricke eine Notiz ausgehändigt,
der zufolge die Telekom bereits 2000 die
Telefonverbindungsdaten eines Tele-
kom-Aufsichtsrates ausgewertet habe,
der angeblich mit einem Journalisten der
FTD telefoniert habe. Auszug: „Die Tele-
fonverbindungen...wurden seinerzeit er-
mittelt und gespeichert, weil zur selben
Zeit ein Aufsichtsratsmitglied einer an-
deren deutschen AG vertrauliche Infor-
mationen an diesen Redakteur der FTD
gegeben hatte“. Wenn das stimmt, heißt
das, die Telekom hat illegal der Sicher-
heitsabteilung eines anderen Konzerns

mit vertraulichen Daten ausgeholfen.
Die Telekom besitze „keine gespeicher-

ten Verbindungsdaten über Telefonkon-
takte“ zwischen einem Telekom-Auf-
sichtsrat und einem Capital-Redakteur
„im zeitlichen Zusammenhang“, stand
weiter in Hoffmann-Beckings Vermerk
für die beiden Manager. Der Begriff „zeit-
licher Zusammenhang“ bezog sich auf ei-
nen Artikel des Magazins Capital aus
den Januartagen 2005, über den sich
Zumwinkel und Ricke mächtig geärgert
hatten. Übersetzt heißt das: Ricke und
Zumwinkel, die jede Verwicklung be-
streiten, hatten es schriftlich, dass 2000
und 2005 Verbindungsdaten eines Auf-
sichtsratsmitgliedes überprüft worden
waren – und sie schritten nicht ein.  ley

Glücksspirale: 10 Euro auf Endziffer 7, 20 Euro auf
Endziffer 68, 50 Euro auf Endziffer 544, 500 Euro auf
Endziffer 4284, 5000 Euro auf Endziffer 48 544, je
100 000 Euro auf die Endziffern 254 768 und 232 849.
Prämienziehung: je 7500 Euro monatlich auf die
Losnummern 8 431 335 und 2 721 867.
Süddeutsche Klassenlotterie: 1 000 000 Euro fiel
auf die Losnummer 2 039 251; je 100 000 Euro auf
die Losnummern 0 106 844, 0 514 063, 0 544 553,
1 014 387 und 1 504 490; je 50 000 Euro auf die Los-
nummer 0 029 431, 0 090 208, 0 305 103, 0 669 847
und 1 076 916; je 25 000 Euro auf die Losnummern
0 140 674, 0 154 367, 0 250 769, 1 168 400 und
1 659 802; je 1000 Euro auf die Endziffern 0922,
4164, 4748 und 5832; je 200 Euro auf die Endziffer 67
und die Losnummern 0 763 952 und 1 068 489
ARD-Fernsehlotterie (nur Mega-Lose): 1 000 000
Euro oder Haus auf Losnummer 6 722 016; 100 000
Euro auf Endziffer 669 093; 10 000 Euro auf Endziffer
22 176; 1000 Euro auf Endziffer 7637, 10 Euro auf End-
ziffer 66. Wochenziehung: Opel Audi A3 Attraction auf
Losnummer 8 600 233; Audi A4 Avant auf Losnummer
2 226 517; Ostsee-Kreuzfahrt von TUI Cruises für 2
Pers. entlang faszinierender Städte wie Stockholm, Hel-
sinki und St. Petersburg auf Losnummer 1 027 199;
Wellness-Woche für 2 Pers. im Hotel Dollenberg im
Schwarzwald auf Losnummer 4 561 372; 100 000 Euro
auf Losnummer 3 640 802. (Ohne Gewähr)

Offenbar nicht die Bahn allein wuss-
te den Abgleich interner Personalda-
ten zu nutzen, um Betrügereien auf
die Schliche zu kommen, sondern
auch die Bahngewerkschaft Trans-
net. Zweimal, 1994 und 1998, habe
die Gewerkschaft so herausfinden
wollen, ob ihre Mitglieder mit der Hö-
he ihrer Beiträge richtig eingestuft
sind, berichtet der Spiegel. Ein Spre-
cher der Gewerkschaft bestätigte
dies. Allerdings habe jedes Mitglied
mit seinem Aufnahmeantrag entspre-
chenden Abgleichen zugestimmt. Of-
fenbar noch Ende 2008 soll der da-
malige Transnet-Chef Lothar Krauß
um einen Abgleich gebeten haben.
Soweit kam es aber nicht mehr.  SZ

Frankfurt – Der Einstieg des Staates als
größter Einzelaktionär bei der angeschla-
genen Commerzbank ist perfekt. Nach
zweitägiger Debatte und teils harscher
Kritik billigten die Aktionäre des Dax-
Konzerns bei der Hauptversammlung
am Samstag in Frankfurt die dafür nöti-
ge Kapitalerhöhung mit 97,7 Prozent Zu-
stimmung, wie die Commerzbank mitteil-
te. Der Bund stützt die Bank über den
Bankenrettungsfonds SoFFin mit
18,2 Milliarden Euro Kapital. Im Gegen-
zug besitzt der Staat künftig 25 Prozent
plus eine Aktie. Deutschlands zweitgröß-
te Bank war wegen der Finanzkrise und
der Übernahme der problembehafteten
Dresdner Bank in Schwierigkeiten gera-
ten. Commerzbank-Chef Martin Bles-
sing hatte das umstrittene Geschäft zu-
vor erneut verteidigt, nachdem viele Ein-
zelaktionäre die Übernahme scharf kriti-
sierten. „Aus unserer Sicht ist der Zusam-
menschluss von Commerzbank und
Dresdner Bank nach wie vor strategisch
sinnvoll.“ Mittelfristig erwarte die Com-
merzbank aus der größten Fusion in der
Finanzbranche seit Jahren Synergien
von fünf Milliarden Euro. Den Antrag
von Aktionären, den Dresdner-Kauf per
Sonderprüfung unter die Lupe zu neh-
men, lehnte die Hauptversammlung mit
89,5 Prozent des vertretenen Kapitals ab.
Allerdings waren nur etwas mehr als 38
Prozent des Grundkapitals vertreten.
Vorstand und Aufsichtsrat wurden im
Rahmen der Hauptversammlung mit gro-
ßer Mehrheit entlastet.

Blessing räumte ein, die Dresdner-Inte-
gration mit ihrem Rekordverlust von 6,3
Milliarden Euro im vergangenen Jahr
werde auch 2009 das Ergebnis belasten.
Ab 2011 strebt der Konzern wieder Ge-
winne an, ab 2012 soll jährlich ein opera-
tives Ergebnis von mehr als vier Milliar-
den Euro erzielt werden.  zyd

Meine 91-jährige Tante hat
insgesamt 40 000 Euro in einem
Aktienfonds angelegt. Soll sie das
Geld wegen der womöglich
größeren Sicherheit zu Gunsten
einer konservativen Anlage
umschichten oder lieber im
Fonds belassen?

Georg K., Ravensburg

Gewichtiges Material
In der Bespitzelungsaffäre bei der Bahn soll gegen Ex-Chef Mehdorn und Mitarbeiter vorgegangen werden

Datenabgleich, Teil 2

Staatseinstieg
besiegelt

Eigentümer der Commerzbank
billigen größten Einzelaktionär

Leserfrage

? Leserfragen zu Anlagethemen bitte an
leserfrage@sueddeutsche.de

Noch mehr Vorwürfe
Frühere Telekom-Manager Zumwinkel und Ricke sollen schon früh von illegalen Datenpraktiken gewusst haben

GEWINNZAHLEN

Montag, 18. Mai 2009 HBG Süddeutsche Zeitung Nr. 113 / Seite 21 WIRTSCHAFT  

Der frühere
Bahn-Chef
Hartmut Meh-
dorn – hier am
Samstag beim
Spiel Hertha
BSC Berlin
gegen Schalke
04 – fühlt sich
missverstan-
den. Foto: dpa

Die ordentliche Hauptversammlung der Linde Aktiengesellschaft vom 15. Mai 2009 hat beschlossen, aus dem 
Bilanzgewinn des Geschäftsjahres 2008 in Höhe von 885.937.808,02 Euro eine Dividende von 1,80 Euro je Stückaktie
auf die 168.492.496 dividendenberechtigten Stückaktien, insgesamt 303.286.492,80 Euro, auszuschütten. Der 
Restbetrag in Höhe von 582.651.315,22 Euro wurde auf neue Rechnung vorgetragen.

Die Dividende wird vom 18. Mai 2009 an unter Abzug von 25% Kapitalertragsteuer sowie 5,5% Solidaritätszu-
schlag auf die Kapitalertragsteuer (also insgesamt 26,375 %) ausgezahlt. Die Auszahlung erfolgt über die Clear-
stream Banking AG durch die depotführenden Kreditinstitute. 

Zahlstelle ist die Deutsche Bank AG.

Unbeschränkt steuerpflichtigen Aktionären wird die Dividende ohne Abzug von Kapitalertragsteuer und Solida-
ritätszuschlag ausgezahlt, wenn sie ihrer Depotbank eine Nichtveranlagungsbescheinigung oder einen ausrei-
chend hohen Freistellungsauftrag, soweit dieser noch nicht ausgenutzt ist, vorgelegt haben. 

München, im Mai 2009

Linde Aktiengesellschaft
Der Vorstand

ISIN DE 000 648 3001

Dividendenbekanntmachung

Mitteilung gemäß §30b Abs. 1 Nr. 2 WpHG – Ermächtigung 
zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts

Die Hauptversammlung der Linde Aktiengesellschaft hat den Vorstand der Gesellschaft am 15. Mai 2009 ermächtigt, 

bis zum 14. November 2010 eigene Aktien der Linde Aktiengesellschaft zu erwerben und die so erworbenen eigenen 

Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts zu verwenden. Die aufgrund dieses Beschlusses erworbenen Aktien 

können auch eingezogen werden. Der vollständige Wortlaut des Beschlusses ist in der Einladung zur Hauptversammlung 

angegeben, die im elektronischen Bundesanzeiger vom 6. April 2009 veröffentlicht worden ist.

München, den 18. Mai 2009

Linde Aktiengesellschaft

Der Vorstand

ISIN DE 000 648 3001

Spezial: Stahl (Stahl-Innovationspreis 2009)
Themen
Krisenmanagement
Die Stahlbranche musste schon mehrere Krisen
meistern, zuletzt Mitte der neunziger Jahre,
als Zehntausende von Stellen abgebaut wurden.
Diesmal sind die Betriebe weit besser aufgestellt.

Modernes Design und Umweltschutz
Stahl spielt eine wichtige Rolle –
in der Architektur genauso wie beim Klimaschutz.
Der Stahl-Innovationspreis würdigt gute und er-
folgreiche Ideen.
Einige Beispiele.

Scharfe Klingen
Solingen hat seit dem Mittelalter eine Tradition
als Klingenstadt vorzuweisen. Auch heute noch
werden hier die Messer gewetzt.

Termine
Erscheinungstermin: 1. 7. 2009

Anzeigenschluss: 17. 6. 2009
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Heiglhofstr. 63/II, 81377 München
Tel.: 089-72 46 90 41, Fax: 089-719 36 10

Spendenkonto: Münchner Bank,
Kto. 88 88 9, BLZ 701 900 00

www.theodor-hellbruegge-stiftung.de

Neue Programme der Frühdiagnostik,
Frühtherapie und frühen sozialen
Eingliederung helfen, möglichst
viele Kinder vor dem Schicksal

einer lebenslangen Behinderung
zu bewahren.

Helfen Sie mit!
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